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Sachsen prüft Aufbau einer eigenen
Grenzpolizei für mehr Sicherheit

Sachsens Ministerpräsident Kretschmer verteidigt den
Aufbau einer eigenen Grenzpolizei zur Verbesserung der

inneren Sicherheit.

In Sachsen wird zurzeit die Möglichkeit diskutiert, eine eigene
Grenzpolizei einzurichten. Ministerpräsident Michael Kretschmer
bringt diese Idee voran und verspricht zugleich, dass dafür
zusätzliche Polizeikräfte eingestellt werden sollen. Die
Hintergründe dieser Überlegung sind von steigenden Zahlen
illegaler Einreisen geprägt, und entsprechend reagiert die
Landesregierung, um für mehr innere Sicherheit zu sorgen.

Kretschmer, ein prominenter Politiker der CDU, äußerte sich
kürzlich in einer Diskussion zur bevorstehenden Landtagswahl.
„Das ist wirklich ein Mehrwert an innerer Sicherheit“, betonte er
in der Wahlarena des MDR. Die Forderung nach einer
Grenzpolizei wurde klar formuliert: „Wir wollen sicherstellen,
dass unsere Grenzen überwacht und die öffentliche Sicherheit
gewährleistet wird.“ Um dieser Forderung Nachdruck zu
verleihen, plane Sachsen, die Anforderungen für die Einrichtung
dieser Einheit zu prüfen, ähnlich dem Modell, das bereits in
Bayern existiert.

Das Konzept der Grenzpolizei

Das Konzept sieht vor, dass eine zusätzliche Einsatzgruppe von
etwa 400 Polizisten geschaffen wird, um die bestehenden Kräfte
der Sicherheitsbehörden zu stärken. Kretschmer versicherte,
dass es keine verfassungsrechtlichen Bedenken gebe und die



neuen Beamten nicht von anderen Bereichen abgezogen werden
sollten. Stattdessen sollen diese Stellen durch die Erhöhung des
Einstellungskorridors für Polizei-Nachwuchskräfte geschaffen
werden.

Einige politische Mitbewerber äußerten jedoch Bedenken
bezüglich dieser ambitiösen Pläne. Katja Maier, die
Spitzenkandidatin der Grünen, zweifelte daran, dass es möglich
sei, kurzfristig mehrere Hundert neue Beamtinnen und Beamte
einzuwerben und auszubilden. Ihre Skepsis wirft Fragen zu den
Realitäten des Personalbedarfs auf und zeigt die
Herausforderungen, denen sich die Landesregierung stellen
muss.

Auf der anderen Seite fand die Idee bei der SPD Unterstützung.
Petra Köpping, auch sie eine Spitzenkandidatin, erklärte ihre
Zustimmung, betonte jedoch, dass dies nicht zulasten der
bereits eingesetzten Kräfte in den ländlichen Regionen gehen
dürfe. Dies zeigt, dass in der politischen Debatte um innere
Sicherheit der Balanceakt zwischen hohen Anforderungen und
den vorhandenen Ressourcen sehr kritisch gesehen wird.

Fehlende Verteilung von Flüchtlingen

Kretschmer nutzte die Gelegenheit auch, um auf die Problematik
der Migration hinzuweisen. Im Jahr 2022 haben über 300.000
Menschen in Deutschland Asylanträge gestellt. Dabei äußerte
der Ministerpräsident den Wunsch, die Flüchtlingszahlen auf
30.000 bis 40.000 pro Jahr zu reduzieren. „Das müssen wir
schaffen“, erklärte er und appellierte an die Bundespolitik, hier
dringend zu handeln. Dies unterstreicht den Druck, den die
Landesregierung in Bezug auf Migration verspürt und die
Notwendigkeit, pragmatische Lösungen zu finden.

Die Diskussion rund um die Grenzpolizei und das erhöhte Maß
an Sicherheit sind eng mit den bevorstehenden Wahlen
verknüpft. Am 1. September 2024 wird Sachsen einen neuen
Landtag wählen, und die politischen Parteien messen sich in



ihren Ansichten zu Themen wie innere Sicherheit und Migration.
Vor diesem Hintergrund wird es interessant sein zu beobachten,
wie die Debatte um die Grenzpolizei und die Sicherheitslage in
Sachsen weiter verläuft, insbesondere im Hinblick auf die
Wählergunst.

Perspektiven für die Zukunft

Die Diskussion über die Gründung einer eigenen Grenzpolizei ist
nicht nur ein Ausdruck aktueller Sorgen um innere Sicherheit,
sondern auch ein Signal an die Wählerschaft. Kretschmers
Betonung der Sicherheitslage und der Bedarf an zusätzlichen
Maßnahmen zeigen, dass er die Themen ernst nimmt, die die
Menschen beschäftigen. Ob die Vorschläge umgesetzt werden
können und wie sie sich auf die bestehenden Polizeien
auswirken, bleiben abzuwarten.

Mit einem klaren Fokus auf Sicherheit und Migration wird sich
die politische Agenda in Sachsen in den kommenden Monaten
weiterentwickeln. Die Ansichten über die Grenzpolizei und die
Herausforderungen, die noch zu bewältigen sind, könnten
entscheidend dafür sein, wie die Wähler am Tag der Wahl
entscheiden.

Sachsen verfolgt mit der möglichen Gründung einer eigenen
Grenzpolizei einen Ansatz, der in anderen Bundesländern bereits
vor einiger Zeit umgesetzt wurde. Ein Beispiel hierfür ist Bayern,
das 2018 eine Überarbeitung seiner Grenzpolizeistrukturen
vornahm. Die bayerische Grenzpolizei hat sich als Teil der
Sicherheitsarchitektur des Freistaats etabliert und verfolgt
ähnliche Ziele wie jene, die Kretschmer für Sachsen formuliert.
Die bayerischen Behörden gaben an, die Hauptaufgabe bestehe
darin, Schleusungskriminalität zu bekämpfen und die innere
Sicherheit zu erhöhen. Die Erfahrungen aus Bayern könnten für
Sachsen von Bedeutung sein, insbesondere die
Herausforderungen und Lösungen, die sich aus der Gründung
einer eigenen Grenzpolizei ergeben.



Gesellschaftliche und politische
Rahmenbedingungen

Die Diskussion über die Einführung einer Grenzpolizei in Sachsen
findet vor einem politisch und gesellschaftlich vielschichtigen
Hintergrund statt. Sachsen, als eines der Bundesländer mit einer
hohen Zuwanderung, hat bereits seit Jahren mit den
Herausforderungen im Bereich der Flüchtlings- und
Migrationspolitik zu kämpfen. Die Situation hat in der
Vergangenheit nicht nur die politischen Kräfte im Land
gespalten, sondern auch zu einer intensiven Debatte über
Integration, Sicherheit und die Rolle des Staates geführt.

Hinzu kommt, dass die öffentliche Wahrnehmung von Migration
häufig durch Ängste und Unsicherheiten geprägt ist, die in
Teilen der Bevölkerung starke Emotionen hervorrufen. Laut
einer aktuellen Umfrage der Springer Fachmedien, stimmen
rund 60 Prozent der Sachsen der Aussage zu, dass die Sicherheit
durch Zuwanderung beeinträchtigt wird. Diese
gesellschaftlichen Einstellungen könnten den politischen Diskurs
und die Unterstützung für eine eigene Grenzpolizei beeinflussen.

Aktuelle Statistiken zur Migration und Asyl

Die Zahlen, die die Asylbewerbungen in Deutschland betreffen,
sind auffällig. Im Jahr 2022 stellten laut dem Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) über 300.000 Menschen in
Deutschland einen Asylantrag. Diese hohe Zahl wird häufig als
ausschlaggebend für die Forderungen der Politik angesehen,
sowohl in Sachsen als auch bundesweit. Die sächsischen
Behörden stehen daher unter Druck, effektive Strategien zur
Steuerung der Migration zu entwickeln.

Außerdem zeigen Daten des BAMF, dass sich die
Herkunftsländer der Asylsuchenden vielfältig gestalten. Im Jahr
2022 kamen die meisten Anträge von Menschen aus Syrien,
Afghanistan und der Türkei. Diese Entwicklungen schaffen
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zusätzliche Herausforderungen für die Integrationspolitik und die
bestehende Sicherheitsarchitektur.
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